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Vo r w o r t

Atom-Unfälle in Tschernobyl und Harrisburg, Schrottreaktoren an Österreichs Grenze.

Klimakatastrophen wie Sturmfluten, Dürren, vermehrte Lawinen- und Murenabgänge, speziell im

Alpenraum: Das alles sind auch direkte Auswirkungen einer gefährlichen und kurzsichtigen

Energiewirtschaft.

Österreich hat mit der Absage an das AKW Zwentendorf bei der Volksabstimmung 1978 ein erstes

und weltweit beachtetes Zeichen zum Ausstieg aus dem Nuklearzeitalter gesetzt. Dieser Schritt,

auf den wir stolz sein können, ist durch stark zunehmende Atomstromimporte in Gefahr. Diese

Atomstromimporte untergraben die Glaubwürdigkeit der österreichischen Anti-Atompolitik. Mit

der Bezahlung unserer Stromrechnung finanzieren wir ungefragt Schrott-AKW im Osten wie z.B.

Temelín, Wir Stromkunden werden von den traditionellen Energieversorgern in Geiselhaft genom-

men und machen uns damit unfreiwillig mitschuldig am nächsten Super-GAU. Wir müssen diese

Entwicklung stoppen und endlich die Weichen Richtung einer nachhaltigen Energiewirtschaft stel-

len. Wir wollen wissen, welchen Strom wir beziehen und welche Alternativen es zu diesen

Risikotechnologien bereits gibt. Die Verursacher dieser Umweltbeeinträchtigung sollen den

Schaden bezahlen und das Risiko tragen. „Ökostrom zu gleichen Preisen“ muß unser Ziel sein!

Denn es gilt, den Ministerratsbeschluß der österreichischen Regierung vom 6. Juli 1999 zu ver-

wirklichen, der die freie Wahl eines Ökostrom-Anbieters garantiert und betont: 

„...gleichzeitig ist zu gewährleisten, dass jene Konsumenten, die Atomstrom nicht beziehen wollen,

eine allenfalls entstehende Mehrbelastung nicht überwiegend selbst zu tragen haben”. 

Die neue Regierung hat diesen Ministerrat (das Anti-Atom-Aktionsprogramm) bekräftigt.

Innerhalb einer Generation könnte Österreichs Stromproduktion zu 100 Prozent Atom- und CO2

frei sein, wenn wir es wirklich wollen. Strom aus Sonne, Wind und Biomasse muss Atomstrom

aus dem Ausland und CO2-Fabriken im In- und Ausland ersetzen, bevor noch weitere

Katastrophen passieren.

Nutzen wir die Chancen, die sich im Zuge der Umbrüche des österreichischen und der europäi-

schen Strommärkte ergeben und starten wir das solare Zeitalter nach einem Jahrhundert von fos-

silen und atomaren Irrläufen!



Seit der 1. Auflage im Mai 2000 haben sich – dank einer intensiven Greenpeace-Kampagne und

der Unterstützung durch die österreichische Bevölkerung, allen voran über 440 Bürgermeister – die

gesetzlichen Bestimmungen geändert. Wir sind der Verhinderung von Atomstromimporten nach

Österreich ein Stück näher gekommen. Diese ersten Erfolge müssen nun in einen konsequenten,

tatsächlichen und überprüfbaren Stopp von Atomstromimporten münden.

Greenpeace wird die Überwachung und Umsetzung des bereits Erreichten in Sachen Stromimporte

und Stromkennzeichnung weiterverfolgen und darüber hinaus einen Schwerpunkt auf die – nach

wie vor völlig unzureichende – Regelung im Bereich Ökostrom legen.

Erwin Mayer

Greenpeace-Energiesprecher und

Stromkunde

Wien, Oktober 2000
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Greenpeace kündigt seinen Vertrag mit Wienstrom im April 1999 und bezieht seither Ökostrom



Der europäische Rahmen für 
Österreichs Energie- und A n t i - A t o m p o l i t i k

Mit dem Beitritt zur Europäischen Union am 1. Jänner 1995 hat

Österreich sich einerseits verpflichtet, den europäischen Rechts-

bestand zu übernehmen und andererseits die Möglichkeit erhalten,

bei der Rechtssetzung der EU mitzubestimmen. 

Bereits vor dem österreichischen Beitritt war die EU (ehemals EG)

vorwiegend eine Wirtschaftsgemeinschaft, mit dem Ziel, durch frei-

en Warenverkehr und Liberalisierung der Märkte den wirtschaftli-

chen Wohlstand seiner Bürger zu mehren und der europäischen

Wirtschaft internationale Wettbewerbsvorteile zu verschaffen. Durch

die Schaffung eines europäischen Binnenmarktes wurden diese Ziele

noch stärker betont.

Der europäische Strombinnenmarkt
Die bisher monopolistisch geführten nationalen Strommärkte sollen

in einen europäischen Strombinnenmarkt übergeführt werden. Ziel:

Durch die freie Wahl des Stromversorgers und den damit ausgelö-

sten Wettbewerb um „freie Kunden“ soll der Strompreis sowohl für

die Haushalte als auch für die Industrie gesenkt werden.

Voraussetzung für den Wettbewerb bei den Stromerzeugern ist die

Öffnung der Netze für alle Stromkonzerne und somit eine strikte

Trennung von Netzbetrieb und Stromproduktion („unbundling“).

Um dieses Ziel zu erreichen, erließ die europäische Kommission am

19. Dezember 1996 die Richtlinie 96/92/EG, die eine Schrittweise

Marktöffnung für die Mitgliedsländer vorschreibt. Mit dem 19.

Februar 1999 wurde Stromabnehmern, die mehr als 40 Gigawatt-

stunden Strom im Jahr abnehmen und mit dem 19. Februar 2000

Abnehmern über 20 GWh der Zugang zum freien europäischen

Strommarkt gewährt. Damit sind zur Zeit 30,9 Prozent des öster-

reichischen Strommarktes liberalisiert. 

Die nächste Etappe: 19. Februar 2003 (über 9 GWh). 

Liberalisierung der Strommärkte und Umweltschutz 
Parallel zu dieser Entwicklung auf den europäischen Strommärkten

hat sich die EU – aber auch deren Mitgliedstaaten – den umweltpo-

litischen Herausforderungen der Stromproduktion zu stellen.

Während die EU die wirtschaftspolitischen Zielsetzungen mit

Vehemenz verfolgt und durchsetzt, hat sie in Übereinstimmung mit
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Reduktion von

CO2-Emissionen

den Mitgliedsländern die umweltpolitischen Ziele nur im Prinzip

anerkannt, aber noch kaum wirksame Schritte umgesetzt.

Auf der Klimaschutzkonferenz von Rio de Janeiro haben sich die

Industriestaaten verpflichtet, den Ausstoß von Treibhausgasen auf

ein ökologisch verträgliches Ausmaß zu reduzieren. Im Rahmen des

Klimaschutzabkommens und des Kyoto-Protokolls hat sich die EU zu

einer achtprozentigen und Österreich zu einer dreizehnprozentigen

Reduktion von sechs verschiedenen Treibhausgasen verpflichtet.

Das wichtigste Treibhausgas ist CO2, das auch bei der Strom-

gewinnung durch die Verbrennung von Kohle, Öl und Erdgas freige-

setzt wird. In Österreich trägt der Kraftwerkssektor zu knapp 20

Prozent zu Österreichs Treibhausgas-Emissionen bei.

Unter anderem zur Erreichung des „Kyoto-Zieles“ hat die EU-

Kommission 1997 ein Weißbuch zum Ausbau erneuerbarer Energien

beschlossen – mit dem Ziel, den Anteil von Wind, Sonne, Biomasse

etc. an der Stromproduktion bis 2010 zu verdoppeln und auf euro-

paweit auf 23 Prozent anzuheben.

(EU-)Förderung für Atomkraft und CO2- A u s s t o ß
Die EU-Realität sieht anders aus: Die effektiven Fördermechanismen

mancher EU-Länder für erneuerbare Energien stehen im Rahmen der

Harmonisierung des europäischen Strombinnenmarktes auf der

Abschussliste. Argumentiert wird mit der Liberalisierung der Märkte,

dem Abbau von Subventionen und der Gleichbehandlung aller

Stromarten. Gegen die über vier Jahrzehnte währende und noch

anhaltende reale Bevorrangung von atomaren und fossilen Strom-

erzeugungsarten hingegen haben weder die EU-Staaten noch die

Kommission Einwände.

Während der EURATOM-Vertrag schon in den Gründungsjahren der

EWG die massive Unterstützung der Atomwirtschaft festlegte, haben

heute zahlreiche Staaten den Atomausstieg beschlossen. So z.B.

Deutschland, die Niederlande, Schweden oder die Schweiz. 

Die europäische Atomwirtschaft profitiert jedoch bis heute von zahl-

reichen Subventionen und Vergünstigungen, die einen fairen

Wettbewerb mit Energiesparmaßnahmen und erneuerbaren Energien

verhindern. 
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Die wichtigsten Wettbewerbsverzerrungen, die Atomstrom aus alten,

abgeschriebenen AKW fast konkurrenzlos billig erscheinen lassen: 

• die massiven Unterstützungen für Forschung und Entwicklung im

Nuklearsektor,

• die unverantwortliche Begrenzung der Haftung bei AKW-Unfällen,

somit die Verlagerung der Kosten für eine Schadensbehebung im

Falle eines Super-Gaus wie Tschernobyl zum Steuerzahler,

• die teilweise oder gänzliche Übernahme der Kosten der Ent-

sorgung alter Brennelemente und der Abwrackung alter AKW

durch den Staat und somit durch den Steuerzahler.1

Eine Studie der Vrije Universiteit Amsterdam für Greenpeace aus

1997 zeigt, dass die Atomwirtschaft darüber hinaus finanziell kräf-

tig unterstützt wird. Zwischen 1990 und 1995 haben die

Entwicklung und Produktion von Atom- und fossiler Energie zusam-

men 10 mal soviel Unterstützung bekommen wie die von erneuer-

baren Energien. 

Von 1990 bis 1995 wurden von den Europäern (EU und Mit-

gliedstaaten sowie Norwegen und Schweiz) für fossile und nukleare

Energie insgesamt 14,92 Mrd. US-Dollar ausgegeben. Indirekte Unter-

stützung, wie günstige Kredite oder beschränkte Haftung bei einem

Nuklearunfall, wird hierbei noch gar nicht mitgerechnet. Dem-

gegenüber stehen Ausgaben von 1,49 Mrd. für erneuerbare Energien.
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F ö rd e rungen Energ i e t r ä g e r
Quelle: Institute for Environmental Studies, Vrije Universiteit Amsterdam

Förderung (Mio. US$) staatlich EU gesamt

Fossil 9681,1 531,2 10246,7

Nuklear 4177,8 428,3 4674,8

Erneuerbar 1247,0 131,3 1488,1

Energiesparmaß-

nahmen 2944,1 144,9 3205,8



Teure Atomenergie

Wenn sich zum Beispiel die deutschen Atomkraftwerke gegen

Unfälle und Folgekosten versichern müssten, würde laut einer Studie

des deutschen Bundestages eine Kilowattstunde 3,60 D-Mark

kosten. Das renommierte schweizerische Prognos-Institut berechnet

sogar, dass alleine die deutschen AKW jährlich über 500 Mrd. DM

Versicherungsprämie bezahlen müssten, wollten sie die Risiken wirk-

lich abdecken. Atomstrom wäre dann mit ca. 4 D-Mark (28 S) pro

kWh viel zu teuer, um wirtschaftlich interessant zu sein.2

Würde auch nur ein Teil dieser Subventionen wegfallen und die

Umwelt-Folgekosten den AKW-Betreibern angerechnet werden, gäbe

es auch aus wirtschaftlichen Gründen einen raschen, europaweiten

Ausstieg aus der Atomenergie, da sich der Bau und Weiterbetrieb

von AKW nicht mehr rechnen würde. Bei voller Kostenwahrheit ist

die Atomenergie eine sehr teure Technologie.

In Ländern wie z.B. den USA und GB, wo schon seit längerem die

Strommärkte liberalisiert sind und ein Teil der Vergünstigungen

gestrichen wurde, wurde seither kein einziges neues AKW errichtet.

Moderne Gas- und Dampfkraftwerke sind bei den Errichtungskosten

und im Betrieb billiger als neuerrichtete AKW. Auch Anlagen erneu-

erbarer Energien können kostengünstig Strom produzieren, wenn sie

in großer Anzahl errichtet werden.3

In den EU-Beitrittsländern, wie z.B. Tschechien und in der Slowakei,

genießen die Strommonopolisten – wie z.B. Temelín-Betreiber CEZ –

nach wie vor alle Begünstigungen. Die Kosten, die beim Bau und

Betrieb von AKW und der „Entsorgung“ der gebrauchten

Brennelemente entstehen und nicht mit den Preisen am freien Markt

abgedeckt werden können, werden über festgesetzte Strompreise auf

den „gefangenen“ Kunden (am eigenen, nicht liberalisierten

Strommarkt) überwälzt. So ist es für die Atomstromkonzerne nach

wie vor finanziell interessant, weiterhin „neue“ AKW mit veralteter

Technologie zu bauen und auch in Betrieb zu nehmen. 

Strompreissenkung: 
Gefahr oder Chance für die Umwelt?
Das erklärte Ziel der Strommarktliberalisierung – die Senkung der

Strompreise – gefährdet sowohl den Ausstieg aus der Atomenergie

als auch die Reduktion von Treibhausgasen. Niedrige Strompreise
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führen zu höherem Energieverbrauch. Aber nur bei einem stark sin-

kenden Energieverbrauch können erneuerbare Energien in den näch-

sten zwei bis drei Jahrzehnten fossile und atomare Stromerzeugung

in Europa zu 100 Prozent ersetzen.

Die Lösung wären Energiesteuern mit einem hohen Anteil zweckge-

widmeter Förderung für erneuerbare Energien. Umfragen von Green-

peace bestätigen die Bereitschaft der Bevölkerung, einen Teil der

erwarteten Strompreissenkungen für erneuerbare Energien bereitzu-

stellen und auch höher Energiesteuern im Rahmen einer ökologischen

Steuerreform zu akzeptieren.4 Nach Ansicht von Greenpeace ist die

Liberalisierung der Strommärkte einer (weiterhin) monopolistisch

organisierten Stromwirtschaft vorzuziehen, wenn diese Liberalisie-

rung mit einem verstärktem Ausbau erneuerbarer Energien und einer

Anhebung dafür zweckgebundener Energiesteuern einhergeht sowie

Subventionen und Vorrangregeln für fossile und atomare Energien

abgebaut werden.

Zur Umsetzung der EU-Richtlinie 96/92 – zur Liberalisierung des

österreichischen Strommarktes – wurde 1998 das österreichische

ElWOG (Elektrizitätswirtschafts- und Organisationsgesetz) beschlos-

sen und in Kraft gesetzt. Aufgrund zahlreicher Schwächen des

Gesetzes und dem Wunsch der Wirtschaft und der Regierung nach

einer schnelleren Liberalisierung wurde das ElWOG im Juni 2000

novelliert. Die wichtigsten Bestimmungen und deren umweltpoliti-

sche Konsequenzen werden nach einem kurzen Rückblick auf die

europaweit einzigartige Anti-Atomstrom-Geschichte Österreichs auf

Seite 21 dieser Broschüre dargestellt.

Das österreichische

Begleitgesetz zur

Liberalisierung
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Greenpeace-Aktion gegen das AKW Temelin vor dem tschechischen Atomenergiebehörde

(SUJB) in Prag, 13. Juli 2000.



Atomkraftfreies Österreich?

Österreich hat eine ganz besondere Geschichte bezüglich Atomkraft

und wohl das sicherste Atomkraftwerk der Welt: Zwentendorf – das

nie in Betrieb ging. Dies ändert aber nichts an der Tatsache, dass

nach wie vor eine Vielzahl von riskanten, veralteten Atomanlagen

und sogar ein Hochrisiko-AKW in unmittelbarer Grenznähe stehen.

Zwentendorf: Ein klares Signal gegen A t o m k r a f t
„Ein Wald von Atomreaktoren umgibt Österreich“, sagte Bundes-

kanzler Bruno Kreisky 1978 und dachte, das sei ein Argument für

das Kernkraftwerk Zwentendorf. Die Bevölkerung war zu 50,47

Prozent anderer Meinung und lehnte Zwentendorf ab. Seither über-

boten sich die Politiker des Landes mit ablehnenden Äußerungen zu

Atomkraftwerken im allgemeinen und zu AKW im Osten im beson-

deren.

Spätestens durch die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl wurde

den Menschen in Europa drastisch vor Augen geführt, dass

Radioaktivität keine Grenzen kennt und im Falle einer Katastrophe

auch über große Distanzen seine negative Wirkung entfaltet. Wie die

Karte der AKW rund um unsere Grenzen zeigt, ist diese Distanz im

Falle Österreichs sehr gering.
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Anti-Atom Aktionsplan

Die Abstimmung gegen Zwentendorf war die konsequente Ent-

scheidung für ein AKW-freies Österreich. Nun ist es aber wichtig,

ebenso entschieden gegen Atomstromimporte und damit gegen eine

weitere Unterstützung der Atomkraft zu kämpfen. Das setzt aller-

dings voraus, dass die Stromkonsumenten auch wirklich über die

Herkunft des Stromes jenseits der Steckdose informiert werden. Das

in den 22 Jahren seit Zwentendorf gewachsene Anti-AKW-

Bewußtsein der Österreicher und die Tatsache, dass rund um Öster-

reich zahlreiche AKW gebaut wurden, führte schließlich zum  Anti-

Atom Aktionsplan.

Im Sommer 1999 wurde auf großen Druck von Greenpeace und

anderer Umweltschutzorganisationen ein sogenannter „Anti-Atom

Aktionsplan“ von allen fünf Parteien unterzeichnet. Und dennoch

hat die Regierung wesentliche Punkte dieses Plans bis heute nicht

umgesetzt. Der Vertrag sah den rechtzeitigen und massiven Einsatz

für die Schließung der Ost-AKW, für Anti-Dumping-Bestimmungen

in Österreich und in der EU und die Forderung nach kostenneutra-

ler Wahlfreiheit für Stromkonsumenten vor. 

Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang der Punkt 7 des

Aktionsplanes, der die kostenneutrale Wahlfreiheit des Konsumenten

beschreibt. Gerade in Hinblick darauf, dass der Anteil an Atomstrom-
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importen auf über zehn Prozent des Stromabsatzes in Österreich ange-

stiegen ist, muss dieser Punkt unbedingt von der österreichischen

Regierung umgesetzt werden.

Punkt 7 (Wahlfreiheit der KonsumentInnen) besagt, dass der Kunde

einen Rechtsanspruch darauf hat, die Quelle der Elektrizität, mit der

er beliefert wird, selbst zu bestimmen: 

➠ Vor allem wird in dieser Bestimmung eine Kennzeichnungs-

pflicht für Strom gefordert, um zu verhindern, dass die Öster-

reicher trotz ihrer Anti-Atom Haltung mit Strom aus

Kernkraftwerken zwangsbeliefert werden und dies oft nicht

einmal wissen. 

➠ Weiters wird Ökostrom zu gleichen Preisen gefordert. Das

bedeutet, dass anerkannt wurde, dass eine „Bestrafung“ von

Kunden, die sich gegen Atomstrom und für Ökostrom ent-

schieden haben, in Form von finanzieller Mehrbelastung

unbedingt vermieden werden muss.

Mit Atomstrom zwangsbeglückt
Trotz aller Beteuerungen von Regierungspolitikern und trotz Anti-

Atom Aktionsplan stieg durch die Liberalisierung des Strommarktes

der Anteil der Atomstrom-Importe drastisch an. Jeder österreichische

Haushalt, der bei den etablierten österreichischen EVU Kunde

bleibt, ist derzeit gezwungen, die Atomindustrie mitzufinanzieren.

Im April 1999, nur wenige Wochen nach der Teilliberalisierung des

Strommarktes, schnellte der Anteil an Atomstrom in Österreich

nachweislich von 1,5 Prozent auf vier Prozent in die Höhe. 

Inzwischen – so die unwidersprochene Schätzung von Greenpeace –

ist der Atomanteil im österreichischen Stromnetz auf mindestens 10

bis 12 Prozent angewachsen. Da der Markt seit dem 19. Februar

weiter liberalisiert ist, ist die Tendenz stark steigend. 

Da sich die Netzbetreiber auf die Behauptung zurückziehen, dass

laut ElWOG keine Daten über Stromimporte weitergegeben werden

dürfen und auch das Wirtschaftsministerium nicht bereit ist, genaue

Daten über den Anteil von Atomstrom und einzelne Lieferverträge

mit dem Ausland zu veröffentlichen, ist Greenpeace gezwungen,

„Geheime Stromverträge“
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Hochrechnungen anzustellen. Diese ergeben sich aus den

Recherchen bei den EVU und den offiziellen Zahlen der UCTE

(Vereinigung der europäischen Hochspannungsnetzbetreiber). 

Bereits 1999 wurden allein aus der Republik Tschechien 3636 GWh

Strom nach Österreich importiert. Deutschland importierte im sel-

ben Zeitraum vergleichsweise 5693 GWh Strom.5

Derzeit importiert Österreich ungefähr elf Mrd. kWh Strom im Jahr

oder 20 Prozent des österreichischen Inlandsstromabsatzes aus

West- und Osteuropa.

Sprecher der Energieversorger nennen auf die Frage nach ausländi-

schen Stromlieferanten fast immer als erste und wichtigste die

Stromhändler Energie Baden-Württemberg, die Bayernwerke und

schweizerische Energieversorger, die alle über 50 Prozent

Atomenergie- Anteil haben. 

Außerdem wird im Ausland gekaufter Strom oft am Spotmarkt (an

der Strombörse) zu billigen Preisen gekauft und ist daher mit großer

Wahrscheinlichkeit Atomstrom. Warum dieser besonders billig ange-

boten werden kann, wurde bereits im Kapitel „(EU-)Förderung für

Atomkraft und CO2-Ausstoß“ aufgezeigt.

Atomstromimporte nach Österreich
Schon mit der Beteiligung der Electricité de France (EdF) an der

Energie Steiermark Holding AG (mit 25 Prozent und einer Aktie; die

Vertragsunterzeichnung war im Dezember 1997) hat der Kampf aus-

ländischer Investoren um den österreichischen Strommarkt begon-

nen. Nunmehr streben neben den bereits erwähnten deutschen und

schweizerischen Firmen auch die deutsche RWE und die schwedische

Vattenfall auf den österreichischen Markt. Beide produzieren zu

einem erheblichen Teil Atomstrom.

Die Bayernwerke AG mit einem Atomstrom- Anteil von 54 Prozent

an ihrer Gesamtproduktion und die EnBW mit einem Atomstrom-

Anteil von 50 Prozent an ihrer Gesamtstrommenge tragen maßgeb-

lich zu der erheblichen Zunahme von Atomstrom im österreichischen

Netz bei. Beide deutsche EVU verfügen über Beteiligungen an zahl-

reichen AKW (siehe Tabelle S. 16).
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Die Bayernwerke, die schon jetzt Strom aus dem tschechischen AKW

Dukovany beziehen und der Hauptimporteur von tschechischem

Atomstrom sind,6 haben sogar einen Vorvertrag geschlossen, der es

ihnen erlaubt, Strom aus Tschernobyl zu importieren und weiterzu-

verkaufen. Nach ihren Plänen würde das Geld österreichischer

Haushalte via Bayernwerke direkt nach Tschernobyl fließen!

Die Importverträge der österreichischen
E n e r g i e v e r s o r g e r
Die Wiener Stadtwerke – der größte Energieversorger Österreichs, mit

einem Absatz von über 10 Mrd. KWh, oder ca. 20 Prozent des öster-

reichischen Inlandstromabsatzes – kaufen zum Beispiel 20 Prozent

ihres Stromabsatzes am freien Markt ein. Die Wienstrom hat einen

Vertrag über Stromlieferungen von 300 GWh im Jahr mit einem

Konsortium unterzeichnet, das sich aus der Tiroler Wasserkraftwerke

AG (Tiwag), der Vorarlberger Kraftwerke AG (VKWAG) sowie den

deutschen Atomstrom-Produzenten Bayernwerke AG (BAG) und

Energie Baden-Württemberg (EnBW) zusammensetzt. 

Die Tiwag (mit rund einem Drittel Auslandsimporten) und die

VKWAG (ca. 15 Prozent Auslandsimporte) zählten schon bisher zu

den prominentesten Atomstromimporteuren. Sie betreiben eine

Reinwaschung der besonderen Art: Billiger atomarer Grundlaststrom

(vor allem in der Nacht) wird importiert, diese Energie in

Pumpkraftwerken gespeichert und am Tag als teurer Spitzenlast-

strom nach Deutschland verkauft.

Auch die EVN importiert seit Februar 1999 Atomstrom (ca. 15

Prozent Auslandsimporte). Konkret handelt es sich bei den

Lieferanten um schweizerische Firmen: die Aare-Tessin AG für

Elektrizität (ATEL) und die Elektrizitäts-Gesellschaft Laufenburg

(EGL). Beide sind an schweizerischen AKW beteiligt, besitzen außer-

dem Anteile an französischen AKW und verfügen über

Strombezugsrechte aus Frankreich (siehe Tabelle S. 16). Zusätzlich

wird am Spotmarkt Strom unbestimmter Herkunft eingekauft.

Aber auch alle anderen Landesenergieversorger und Stadtwerke

beziehen Atomstrom über den Verbund. Dieser erzeugt zwar viel

Wasserkraft-Strom selbst, bezieht aber auch 5,7 Mrd. KWh (ca. acht

Prozent des in Österreich verbrauchten Stroms) aus dem Ausland

Tschernobyl-Strom für

Österreich?
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DETAILS
• Stromimporte aus Tschechien
• 54 Prozent der Stromproduktion der Bayernwerk AG stammen

aus Atomkraft
• Im März 1999 wurde mit dem russischen Staatsunternehmen

RAO EES Rossij ein Grundsatzabkommen über den Import von
1200 MW Strom unterzeichnet. RAO EES Rossij betreibt zwar
selbst keine Atomreaktoren, vertreibt als Netzbetreiber allerdings
deren Strom!

• an den deutschen AKW Grafenrheinfeld, Gundremmingen, Isar
und am stillgelegten AKW Kahl beteiligt

• hat über ein Konsortium [gemeinsam mit der TIWAG (Tiroler
Wasserkraftwerke AG), der VKWAG (Vorarlberger Kraft-
werke AG) und der Energie Baden-Württemberg (EnBW)]
einen Vertrag mit der Wienstrom über 300 GWh abge-
schlossen

• 50 Prozent der Stromproduktion der EnBW stammen aus
Atomkraft

• an den deutschen AKW Obrigheim, Philippsburg und Neckar-
westheim sowie an dem Schweizer AKW Leibstadt beteiligt

• hat Leistungsansprüche bei französischen AKW
• hat über ein Konsortium [gemeinsam mit der TIWAG (Tiroler

Wasserkraftwerke AG, der VKWAG (Vorarlberger Kraftwerke
AG) und Bayernwerk] einen Vertrag mit der Wienstrom über
300 GWh abgeschlossen

• zu 35 Prozent am Schweizer AKW Gösgen beteiligt
• zu 21,5 Prozent am Schweizer AKW Leibstadt beteiligt
• an französischen AKW beteiligt
• hat Stromliefervertrag mit der EVN abgeschlossen

• zu 15 Prozent am AKW Leibstadt beteiligt
• besitzt 31 Prozent der Kernenergie-Beteiligungsgesellschaft AG

– verfügt damit über Anteile an französischen AKW und über
Strombezugsrechte aus Frankreich

• hat Stromliefervertrag mit der EVN abgeschlossen

• produzieren ihren Strom zu 20 Prozent in AKW
• an den deutschen AKW Biblis, Gundremmingen II + III, Mühl-

heim-Kärlich und Emsland sowie an den stillgelegten AKW
Gundremmingen I und Kahl beteiligt 

• 58 Prozent der Gesamtproduktionsmenge sind Atomstrom
• besitzt AKW Ringhals zu 100 Prozent
• am AKW Forsmark zu 74,5 Prozent beteiligt
• hat 50 Prozent Marktanteil in Schweden

• einer der größten Atom-Konzerne der Welt
• hat 25 Prozent und eine Aktie an der Energie Steiermark

Holding AG

• 20 Prozent der Gesamtproduktionsmenge sind Atomstrom (aus
dem AKW Dukovany)

• Stromimporte vor allem aus der Slowakei und Polen
• 1999: Export von 6 TWh in die EU
• 2000: geplanter Export von 10 TWh (vor allem Österreich und

Deutschland)

ATOMSTROM-FIRMA

Bayernwerk

Energie Baden-Württemberg

(EnBW)

Aare-Tessin AG für Elektrizität

(ATEL)

Elektrizitäts-Gesellschaft

Laufenburg (EGL)

Rheinisch-Westfälische

Elektrizitätswerke (RWE)

Vattenfall

Electricité de France (EdF)

Tschechische

Energiegesellschaft (CEZ)

Tabelle: Greenpeace, 2000



(z.B. im Rahmen der Nagymaros-Verträge, die allerdings bis 2001

auslaufen) und beliefert damit alle österreichischen Energie-

versorger. Die burgenländische Bewag ist z.B. zu 98 Prozent vom

Strom des Verbundes abhängig.

Die großen heimischen Energieversorger beziehen seit der Strom-

marktliberalisierung ihre Energie nicht nur aus AKW, sondern auch

aus anderen umweltschädlichen Kraftwerken. Vor allem Gas-, Kohle-

und Ölkraftwerke tragen durch ihren CO2-Ausstoß zur globalen

Klimaerwärmung bei. Dabei fällt die Strombilanz bei den einzelnen

EVU recht unterschiedlich aus: der heimische Strom stammt zu ca.

70 Prozent aus Wasserkraft, während der billig importierte Strom zu

einem hohen Anteil aus umweltschädlichen Anlagen und AKW

stammt (siehe Grafik). 

Das AKW Temelín – 
gebaut für den österreichischen Strommarkt?
Ein „strahlendes“ Beispiel für den Export von Risikostrom zu

Niedrigstpreisen ist das AKW Temelín in Tschechien, ca. 50

Kilometer von der österreichischen Grenze entfernt. Das AKW war

zwar ursprünglich für den inländischen Gebrauch gedacht, aber da

Tschechien in den letzten Jahren selbstversorgend geworden ist,

bedeutet das, dass Temelín hauptsächlich für den Export von

Billigstrom nach Westeuropa – und damit auch nach Österreich – fer-

tiggebaut wurde. 

Der Strommix der 

heimischen EVU
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Grobe Sicherheitsmängel Das Atomkraftwerk Temelín steht schon seit Jahren im Blickpunkt

der internationalen Öffentlichkeit. Der Bau der beiden rund 900

MW großen Reaktorblöcke vom Typ WWER-1000/320 begann

schon im Jahr 1987. Ende der 80er Jahre wurde bekannt, dass der

geplante Reaktortyp schwerwiegende Sicherheitsmängel aufweist.

Die Erfahrungen mit den in Betrieb befindlichen Blöcken der dama-

ligen UdSSR und in Bulgarien bestätigen, dass der Reaktor schwer

zu regeln und deshalb äußerst instabil ist. In Temelín wurde dieser

Reaktor ursprünglich russischer Bauart von der Firma Westinghouse

mit westlicher Technologie fertiggebaut. Dies führte zu einem gefähr-

lichen Technologiemix, dessen Risiken noch nicht absehbar sind.

Beim Probebetrieb von Temelín im Sommer 2000 zeigten sich

bereits technische Schwierigkeiten, so dass sich sogar die tschechi-

sche Aufsichtsbehörde SUJB – der sicher kein Naheverhältnis zu

Umweltschutzorganisationen nachgesagt werden kann – veranlasst

sah, die Genehmigung für den Start der Kettenreaktion zu verzögern.
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Trotz der noch immer offenen Sicherheitsfragen wurde das AKW am

10. Oktober aktiviert. Während der Testphase wurde auch durch

eine Studie der „Deutschen Gesellschaft für Reaktorsicherheit“

bestätig, dass das AKW in Deutschland nicht genehmigungsfähig

wäre.

AKW vom Typ Temelíns sollten geschlossen werden: Die

Fertigstellung des baugleichen AKW Stendal in der ehemaligen DDR

wurde aus wirtschaftlichen Gründen abgebrochen; die Nachrüstung

auf westlichen Sicherheitsstandard wäre einfach zu teuer gekommen.

Das AKW Temelín ist auch ein drastisches Beispiel für die unfassba-

ren Kostenüberschreitungen bei Atomprojekten. Mit ursprünglich 35

Mrd. Kronen beziffert, belaufen sich die Kosten für die beiden

Reaktoren nun auf rund 110 Milliarden Kronen.

Ein Sprecher der CEZ – der Betreiberfirma von Temelín – gab offen

zu, dass zumindest bis zum Jahr 2005 in Tschechien selbst über-

haupt kein Bedarf an dem Atommeiler besteht.7

Die CEZ, die Betreiberfirma von Temelín plant im Jahr 2001 Exporte

von 10 bis 12 TWh, was ungefähr der gesamten Kapazität von

Temelín entspricht. Schon ohne Temelín war aber der tschechische

Strommarkt übersättigt. Die CEZ produzierte eine Überkapazität, die

vergleichbar mit der Leistung von Temelín ist.

Mit einem Preis von rund 3,1 Pfennig/KWh verkauft der staatliche

tschechische Energieversorger CEZ zum Beispiel an die Bayernwerke

Strom zu Dumpingpreisen. Die Strom-Erzeugungskosten der tsche-

chischen Kraftwerke liegen mit durchschnittlich 4,1 Pf/KWh ein

Drittel über dem Exportpreis.8

Für die regionalen tschechischen Stromversorger kostet der CEZ-

Strom rund 6 Pf/KWh – fast doppelt soviel, wie die Bayernwerke

dafür bezahlen. Die tschechischen Haushalte müssen somit die

Stromexporte „subventionieren“.

Dem Vorwurf von Stromverkäufen zu Dumpingpreisen an die

Bayernwerke versuchte die CEZ damit zu entkräften, dass der deut-

sche Stromkonzern den Exportstrom direkt aus dem AKW Dukovany

Kein Bedarf an Temelín-

Strom in Tschechien

Exporte zu Dumpingpreisen
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Greenpeace Beschwerde

wegen Dumping

bezieht. Dort entsprechen nach Angaben von CEZ die Entstehungs-

kosten in etwa dem Exportpreis. 

Folglich verkaufen die Bayernwerke ihren Stromkunden –  und damit

auch Österreich – Elektrizität aus einem Risikomeiler, der ohne den

Stromexport längst abgeschaltet sein könnte.

Die Kostenanalyse zeigt, dass die durchschnittlichen Strom-

Produktionskosten von CEZ ca. 860 CZK/MWh betragen.9 Der

Generaldirektor der CEZ bestätigte aber, dass CEZ für ca. 550-600

CZK/MWh exportiert.10

Für Strom aus Temelín schätzt CEZ die Produktionskosten auf 990

CZK/ MWh.11 Das Temelín-Projekt ist also auch wirtschaftlich kei-

nesfalls lebensfähig, wenn der Großteil der Produktion langfristig für

600 CZK/MWh – also zu Dumpingpreisen – exportiert wird. Das

heißt, auch in finanzieller Hinsicht macht der Fertigbau des AKW

Temelín keinesfalls Sinn.

Die Verhinderung von Stromimporten aus Temelín muss österreich-

weit und EU-weit ein Anliegen sein: Der Betrieb des Risiko-AKW

rechnet sich nur dann für die CEZ, wenn der Strom zum überwie-

genden Teil exportiert werden kann und auch Abnehmer findet.

Wird diesem Import von Atomstrom aus riskanten AKW aber eine

klare Absage erteilt, wäre die Bedrohung durch dieses Risiko-AKW

mit seinem äußerst bedenklichen Mix aus Ost- und West-

Technologien gebannt.

Aus diesen Gründen hat Greenpeace bei der Europäischen

Kommission Beschwerde gegen die österreichische Regierung wegen

Verstoßes gegen die Anti-Dumping-Bestimmungen (Wettbewerbs-

verzerrung) der EU eingebracht.
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Die österreichischen Begleitgesetze 
zur europäischen Strommarkt-Liberalisierung 

Nach dem Aufzeigen der Anti-Atom-Haltung der Österreicher und

der dieser widersprechenden Praktik zunehmend Atomstrom zu

importieren lohnt nun ein genauerer Blick auf die Bestimmungen des

österreichischen Stromwirtschaftsgesetzes.

Das Elektrizitätswirtschafts- und Organisationsgesetz
von 1998 (ElWOG alt)
Sowohl die Umsetzung der EU-Richtlinie 96/92 als auch die öster-

reichischen Umweltschutzziele im Bereich der Stromproduktion soll-

ten im Elekritzitätswirtschafts- und Organisationsgesetz (ElWOG)

Eingang finden.12

Im Nationalrat wurde das erste ElWOG am 7. Juli 1998 beschlossen

und trat im August 1998 in Kraft. 

Die Bestimmungen des ElWOG 1998 (mittlerweile novelliert) hatten

für den österreichischen Strommarkt aus der Sicht von Greenpeace

drei zentrale Auswirkungen/Ergebnisse:13

• „geheime“ und zunehmende Atomstromimporte aus der

EU und Drittstaaten,14

• die mögliche Direktvermarktung von Ökostrom und 

• ein mögliches Importverbot für Strom zu Dumpingpreisen

aus Drittstaaten.

Steigende Atomstromimporte

Seit dem 19. Februar 1999 sind Großabnehmer, die über 40 GWh

im Jahr beziehen, berechtigt, Strom am europäischen Binnenmarkt

einzukaufen. Neben großen Industriebetrieben (OMV, Linz Stahl,

etc.) betrifft dies auch die großen Landesenergieversorger (EVU). Mit

19. Februar 2000 trat die nächste Etappe der Liberalisierung für

Großkunden über 20GWh Strombezug in Kraft. Damit können die

Industrie, die neun Landesenergiegesellschaften und die sechs städ-

tischen Stromversorger auch Atomstrom aus ausländischen AKW ein-

kaufen und sind quasi „befreite“ oder exakter „zugelassene“ Kunden
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Kritik von Greenpeace

Kritik von Greenpeace

der europäischen Stromkonzerne. Den Großkunden und den EVU ist

die Herkunft des Stromes gleichgültig. Sie kaufen zu Billigstpreisen

auf dem europäischen Markt Atomstrom ein.

Während die Großabnehmer sich ihren Stromversorger bereits aus-

suchen können, sind die österreichischen Haushalte zumindest bis

Oktober 2001 „gefangene“ Kunden, die weiterhin ungefragt und

unwissend Atomstrom von ihrem Landesenergieversorger beziehen

müssen. Die Stromversorger können somit den Atomstrom zu gün-

stigen Preisen beziehen während der einzelne Haushalts-Stromkunde

gezwungen ist, den Strommix sowie den vorgegebenen Preis zu

akzeptieren, da er seinen Energieversorger nicht wechseln darf.

Direktvermarktung von Ökostrom

Einzige Ausnahme in der Zwangslage der „gefangenen“

Atomstromkunden ist die Möglichkeit, zu einem Ökostrom-Erzeuger

zu wechseln. Diese Vorrangregelung gilt für Strom aus Wind,

Biomasse, Biogas, und Sonnenlicht. Der Wechsel ist im Prinzip

bereits seit dem Februar 1999 möglich. Laut § 39 ElWOG kann

schon jetzt jeder ökologisch motivierte Stromkunde seinem bisheri-

gen Stromversorger kündigen und zu einem Ökostromerzeuger bzw.

-händler wechseln.15 Seinen Stromversorger zu wechseln ohne auf

Ökostrom umzustellen ist jedoch noch nicht möglich.

Diese an sich sehr vernünftige Regelung, um den Ökostromerzeugern

und -händlern sowie den Ökostromkunden einen „Startvorsprung“ bei

der Liberalisierung des Strommarktes einzuräumen, hat aber wie so oft

einen Pferdefuß. Aufgrund zahlreicher Versäumnisse der Politik wie

z.B. der Befreiung des Ökostroms von den Durchleitungstarifen

( S t r o m m a u t )1 6 und der Energieabgabe1 7 ist das Versprechen des

Punktes 7 des Anti-Atomstrompaketes „Ökostrom zu gleichen Preisen“

noch nicht eingelöst. Kunden von unabhängigen Ökostromerzeugern

müssen noch immer einen Mehrpreis bezahlen und bis vor kurzem in

ganz Österreich bürokratische Hürden der alten Stromwirtschaft über-

w i n d e n .1 8 Trotz aller unlauteren Versuche der Stromkonzerne1 9 k e i n e

Kunden an Ökostromerzeuger und -händler zu verlieren, gibt es bereits

über 400 Ökostromkunden (Stand November 2000) in ganz Öster-

reich, sowie mit der im Sommer 1999 von Personen aus dem

Greenpeace-Umfeld gegründeten oekostrom AG ein Unternehmen, das

die Vermarktung des Ökostrom unabhängiger Erzeuger organisiert.
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Importverbot von Strom zu Dumpingpreisen

Das alte ElWOG sah ein Verbot für gewisse auffällig billige oder ris-

kante Stromimporte vor:

Paragraph 13 besagt, dass der Abschluss eines Stromliefervertrages

vom Wirtschaftsminister unter anderem untersagt werden muss, 

➠ wenn die Stromlieferung aus Anlagen erfolgen soll, die nicht

dem Stand der Technik entsprechen. Das bedeutet also: keine

Stromimporte aus Risiko-AKW wie Temelín.

➠ oder, wenn der Strom von einem Unternehmen produziert wird,

das seiner Preiskalkulation nicht alle Kosten zugrunde legt

(Entsorgungskosten etc.). Also: kein Strom zu Dumpingpreisen

aus Ost-AKW.

Diese Bestimmung des alten ElWOG kann viel zu leicht umgangen

werden und wurde auch offensichtlich von der Bundesregierung bis

jetzt nicht ernst genommen. Das Wirtschaftsministerium hat im

April 1999 einen Rahmenbescheid (Genehmigung) für einen

europäischen Stromhändler – die Enron – erlassen, der es dieser

ermöglicht, Strom direkt aus Tschechien nach Österreich zu den hei-

mischen EVU zu importieren. Daraufhin haben zahlreiche

Stromimporte nach Österreich z.B. zur VKW stattgefunden. Der

Wirtschaftsminister begründete diese Erlaubnis damit, daß „nur aus

überprüften Kraftwerken, vorwiegend aus tschechischen Wasser-

kraftwerken“ importiert würde.20

Somit ist durch die bisherige Auslegung des § 13 erstens der direk-

te Atomstromimport von Tschechien nach Österreich nicht unter-

bunden worden, und zweitens hat die Genehmigung der tschechi-

schen Stromimporte sogar noch dazu geführt, das CEZ-Vertreter

diese Bescheinigung des Wirtschaftsministers als „Beweis“ dafür ver-

wendet haben, daß ihr Strom nicht zu Dumpingpreisen exportiert

werde.

Da die Überprüfung einzelner Strombezugsverträge Atomstromim-

porte aus Drittstaaten nicht verhindern kann, drängte Greenpeace

den Gesetzgeber in der Novelle des ElWOG zur Überprüfung der

Stromexportländern überzugehen. Solange es keine glaubhafte

Stromkennzeichnung in ganz Europa (inkl. EU-Beitrittsstaaten) gibt,

kann importierter Atomstrom nicht von anderem Importstrom unter-

schieden werden. Wenn daher gefährliche AKW wie Temelín und

Kritik von Greenpeace
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Dukovany Strom in das tschechische Netz einspeisen, sollte aus

Tschechien überhaupt kein Strom mehr importiert werden dürfen.

Umgehung des Importverbotes und Stromkennzeichnung

Außerdem muss verhindert werden dass z.B. tschechischer Atom-

strom, anstatt durch Direktimporte, über einen indirekten Weg, z.B.

aus Tschechien über Deutschland nach Österreich exportiert wird

(z.B. über die Bayernwerke). Deswegen forderte Greenpeace, daß

das neue ElWOG eine allgemeine Kennzeichnung für jeden Import

(also auch aus der EU) vorsieht. Wenn dann nach § 13 ein

Importstopp erfolgt und dieser Strom trotzdem über Deutschland

nach Österreich geliefert werden sollte, kann jedes österreichische

EVU und nach erfolgter Totalliberalisierung jeder private

Stromkunde diesen gekennzeichneten Atomstrom ablehnen. Ein

Importverbot für Atomstrom aus der EU ist leider aufgrund der

Regeln des EU-Binnenmarktes und der Bevorrangung der Atomkraft

im EURATOM-Vertrag nicht möglich. Greenpeace drängt europaweit

darauf, dass dieser Mißstand beseitigt wird. Bis zu einem europa-

weiten Ausstieg aus der Atomkraft muß die Kennzeichnung aber

zumindest den Österreichern die Ablehnung von EU-Atomstrom und

Transitstrom aus dem Osten ermöglichen.

Greenpeace – Kampagnenaktivitäten
Aufgrund dieser schweren Defizite des ElWOG-alt startete

Greenpeace im Frühling 2000 eine Kampagne für Ökostrom und

gegen Atomstromimporte. 
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Wenn es um die Kennzeichnung von Strom geht, hört man immer wieder, dass diese nicht möglich

sei, da der Strom ja kein Mascherl habe. Der Begriff „Mascherl“ steht in diesem Zusammenhang

für die Möglichkeit, den Strom, den der Kunde vom EVU bezieht, zu identifizieren – ihn einer

Energiequelle zuzuordnen. 

Dabei gibt es zwei verschiedene Betrachtungsweisen, die abwechselnd von den EVU so verwendet

werden, so wie es gerade am Besten in ihre Argumentation passt. So werden ihre Atomstrombezüge

und damit die weitergehende Finanzierung von Atomkraftwerken verschleiert.

Auf der physikalischen Ebene ist es unmöglich, zwischen (Atom-)Strom und (Öko-)Strom einen Un-

terschied zu machen. So wie sich Wasser aus verschiedenen Flüssen im Meer nicht mehr trennen

lässt, lassen sich Strommengen physikalisch nicht mehr trennen, sobald sie ins europäische

Hochspannungsnetz eingespeist sind. Durchschnittlich 35 Prozent des europäischen Stroms stam-

men aus Atomkraftwerken, also fließt aus jeder europäischen Steckdose physikalisch gesehen durch-

schnittlich zu 35 Prozent Atomstrom. Auch die EVU bedienen sich dieser Tatsache als Argument,

um den Wechsel zu unabhängigen Ökostromhändlern als sinnlos darzustellen und sich aus der

Verantwortung für ihrer Einkaufspolitik am europäischen Strommarkt (Atomstromimporte) zu steh-

len: „Strom hat ja kein Mascherl“ sagt z.B. ein Wienstrom-Sprecher in diesem Zusammenhang.

In anderen Zusammenhängen behaupten (teilweise dieselben) österreichischen Energieversorger,

dass der im Ausland eingekauften Strom nur aus Wasserkraftwerken stamme, und dass daher die

Atomindustrie nicht unterstützt werde. So behauptet zum Beispiel die Wienstrom, aber auch die

EVN und andere, die von den Bayernwerken und der EnBW (beide über 50% Atomstrom-Anteil)

beziehen, dass sie von den beiden großen Stromhändlern ausschließlich den Stromanteil importie-

ren, der aus Wasserkraftwerken stammt. „Wir haben uns das vertraglich garantieren lassen“21, sagt

dazu z.B. Karl Skyba, Generaldirektor der Wiener Stadtwerke. In diesem Zusammenhang hat Strom

für die EVU also scheinbar doch ein Mascherl.

Tatsache ist: Die Kunden eines EVU, das Strom bei einem Atomkraftwerksbetreiber einkauft, finan-

zieren über ihre Stromrechnung die Atomindustrie und den Weiterbetrieb von AKW mit, auch wenn

das Gegenteil in manchen Strombezugsverträgen behauptet wird. Da es sich meist um verflochte-

ne Konsortien handelt, lässt sich bei den großen Stromhändlern und -versorgern der Geldfluß nicht

„trennen“ und es kann nicht sichergestellt werden, dass das Geld der Kunden ausschließlich an

Wasserkraftwerke geht. Bloße Vertragsklauseln können jedenfalls nicht verhindern, daß das Geld

österreichischer Kunden zur Finanzierung von Atomkraftwerken verwendet wird.

Strom hat objektiv betrachtet sehr wohl ein Mascherl, wenn man die Geldflüsse betrachtet. Derzeit

kann man als Stromkunde nur sicher sein, die Atomwirtschaft nicht zu unterstützen, wenn man sei-

nen Strom bei einem Ökostromhändler einkauft. Dieser muss finanziell von allen

Atomstromkonzernen unabhängig sein und darf keinen Strom von Atomstromkonzernen beziehen.

Ökostromhändler beziehen ausschließlich Ökostrom aus Wind, Sonnenenergie und Biomasse von

kleinen unabhängigen Erzeugern. Nur so gibt es die Garantie, dass die Menge Strom, die aus dem

Netz bezogen wird, atomstromfrei wieder eingespeist (nachgefüllt) wird und das Geld des

Konsumenten nur für Ökoenergie verwendet wird. Alle anderen EVU beziehen ihren Strom teilwei-

se auch von AKW-Betreibern. 

Im Stromnetz und in Ihrer Steckdose gibt es keinen Unterschied zwischen Ökostrom und

Atomstrom. Entscheidend ist, zu welchen Strom produzierenden Anlagen das Geld gelangt – ob das

so finanzierte Kraftwerk vor dem Netz die Umwelt durch CO2 und mit nuklearen Risken belastet

oder ob es sicher und sauber ist.

S t rom hat (k)ein Mascherl



• Im Frühling 2000 wurden alle österreichische Bürgermeister an-

geschrieben, mit der Bitte die Greenpeace-Anti-Atomstrompetition

zu unterzeichnen. 440 Bürgermeister, sowie zwei Landes-

hauptleute, die insgesamt fast die Hälfte der österreichischen

Bevölkerung repräsentieren, haben diese Petition unterschrieben.

• Briefe an alle Nationalratsmitglieder und an die neun Landes-

hauptleute. Elf Abgeordnete (auch der ÖVP) unterstützten die

Greenpeace-Forderungen.

• 10.000 Protestpostkarten wurden versandt, um die Haupt-

forderungen von Greenpeace direkt an den Wirtschaftsminister zu

richten.

• Aktion vor dem Parlament im Juli 2000, um im Wirtschafts-

ausschuß doch noch die Befreiung von den Durchleitungstarifen

(Strommaut) für Ökostrom zu erreichen. Trotz der Unterstützung

des ehemaligen Umweltministers Bartenstein

und des aktuellen Umweltministers Molterer für

die Befreiung des Ökostroms von den Durch-

leitungstarifen, blieb der jetzige Wirtschafts-

minister Bartenstein uneinsichtig und lehnte die

Befreiung von der Strommaut aus Gründen des

„Wettbewerbs“ ab.

Trotzdem konnte Greenpeace erreichen, dass in der ElWOG Novelle

2000 zwei von drei Forderungen erfüllt wurden: die Möglichkeit der

Verhängung eines Importverbotes für Strom aus Ost-AKW und die

Kennzeichnungspflicht für Strom aus EU-Staaten und Drittstaaten.

Die ElWOG-Novelle 2000 (ElWOG neu)
Mit dem Ziel, die von der EU vorgegebene Geschwindigkeit der

Marktöffnung zu übertreffen, hat Wirtschaftsminister Bartenstein

die Vollliberalisierung bis Oktober 2001 vorgesehen. Dies machte

eine Novellierung des ElWOG 1998 erforderlich. Die Novelle des

österreichischen ElWOG (Elektrizitätswirtschafts- und Organisa-
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Bürgermeister von Erl (Tirol), Georg

Aicher: „Es gibt die Entscheidung, dass

wir atomstromfreie Zone bleiben.“

Bürgermeister von Wilhering (OÖ),

Mario Mühlböck: „Ich bin seit vielen

Jahren gegen Atomkraft engagiert.“
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tionsgesetz), die am 5. Juli 2000 im Nationalrat beschlossen wurde,

enthält im Gegensatz zum ursprünglichen Gesetz zwei – aus der

Sicht von Greenpeace – wesentliche Bestimmungen:

Stromimporte aus Drittstaaten

§ 13 besagt, dass Stromlieferungsverträge zur inländischen Bedarfs-

deckung aus Drittstaaten (nicht EWR-Staaten) zu untersagen sind:

• wenn der Strom in diesen Ländern auch in Anlagen erzeugt wird, die

nicht dem Stand der Technik entsprechen, oder von denen eine un-

mittelbare oder mittelbare Gefahr für das Leben oder die Gesundheit

von Menschen, Tiere und Pflanzen in Österreich ausgeht oder

• die nicht den Nachweis der ordnungsgemäßen Entsorgung der bei

der Stromerzeugung anfallenden Abfälle erbringen und auch kein

Konzept dafür vorlegen.

• Die Elektrizitäts-Control GmbH hat durch Verordnung jene Dritt-

staaten zu bestimmen, auf die diese Voraussetzungen zutreffen.

Damit kam man einer zentralen Forderung von Greenpeace nach,

und kann nun die Stromproduktion von ganzen Staaten und nicht

nur Einzelverträge überprüft werden. 

Diese Bestimmung bedeutet unserer Ansicht nach ein Importverbot

aus Ländern im ehemaligen Osteuropa, weil es dort erstens in jedem

Land mit Atomkraftwerken auch Atomkraftwerke gibt, die nicht dem

Stand der Technik2 2 entsprechen und zweitens die „ordnungsgemäße

Entsorgung“ von Atommüll bekanntlich bis heute nicht gelöst ist.

Es ist noch unklar, 

• ob das Importverbot auch auf Importe aus Ländern zutrifft, in

denen es Kraftwerke gibt, die zwar nicht nuklear sind, aber trotz-

dem nicht dem Stand der Technik entsprechen (z.B. veraltete

Braunkohlekraftwerke in Polen);

• ob jedes (Ost-)AKW nicht dem „Stand der Technik“ entspricht

oder nur manche;

• ob und wann eine Länderliste mit jenen Staaten erstellt wird, aus

denen nicht importiert werden darf.

Weiters wurde die „Anti-Dumping-Klausel“ in der ElWOG-Novelle

entfernt. Dadurch wird ein falsches Signal an die EU-Beitrittsländer

und auch Richtung Brüssel gegeben, weil der Eindruck erweckt wird,

dass man jetzt weiter hoch subventionierten Atomstrom zu

Dumpingpreisen nach Westeuropa exportieren dürfe. Außerdem

Kritik von Greenpeace
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widerspricht das Fehlen dieser Bestimmung den

Versprechungen des Anti-Atom-Aktionsplanes

von Juni 1999. 

Allgemeine Stromkennzeichnung

Paragraph 45 beinhaltet unter Absatz 3 die

Bestimmung, dass die österreichischen EVU ver-

pflichtet sind, „...auf der Stromrechnung des

Endverbrauchers den Anteil an verschiedenen

Primärenergieträgern ... auszuweisen.“ Jeder

Kunde wird also auf seiner Stromrechnung sehen

können, aus welchen Energiequellen sein Strom

stammt. So kann er das EVU bzw. den

Stromhändler aussuchen, die den niedrigsten

CO2 Wert/kWh haben und die am wenigsten

oder gar keinen Atomstrom verkaufen. Er finanziert damit mit sei-

nem Schilling saubere und sichere Energiequellen.

• Erstens sind (laut ElWOG) die Landes-EVU für die Kennzeichnung

zuständig, und somit müssen sich jetzt statt einer Bundesregierung

neun Landesregierungen mit den Details der Kennzeichnung be-

schäftigen. Neun verschiedene Kennzeichnungen wären so möglich

und würden die Vergleichbarkeit zwischen den inländischen Lan-

des-EVU und auch zu den ausländischen Stromhändlern erschwe-

ren oder unmöglich machen.

• Zweitens wird die Kennzeichnung innerhalb Österreich ohne all zu

große Probleme funktionieren, aber bei Importen oder Ankäufen

von Strombörsen ist es unmöglich, die Erzeugungsart des Import-

stroms festzustellen, solange es keine europaweite Kennzeich-

nungspflicht gibt. Deswegen ist Wirtschaftsminister Bartenstein

aufgefordert, sich auch in Europa für eine Kennzeichnung einzuset-

zen. Bis zur europaweiten Kennzeichnung müssen die prozentuellen

Atomstromanteile der Exportländer bei jedem Stromimport hinein-

gerechnet werden. Stromimporte aus Deutschland müßten dem-

nach immer mit 35 Prozent Atomstromanteil gerechnet werden.

Direktvermarktung von Ökostrom

Vor allem ist Ökostrom noch immer nicht von den

Durchleitungsgebühren befreit. Das europäische Parlament ist dafür,

Umweltminister Molterer war dafür, als Umweltminister war
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Power Content Label
Quelle: www.energy.ca.gov

Energy Ressources Product A* (projected) 1998 CA Power MDC**
(for comparison)

Eligible Renewable 55% 11%
Biomass & waste - 2%
Geothermal - 5%
Small hydroelectric - 2%
Solar - < 1%
Wind - 1%

Coal 10% 20%
Large hydroelectric 11% 22%
Natural gas 16% 31%
Nuclear 8% 16%
Other < 1% < 1%
TOTAL 100% 100%

* 50% of Product A is specifically purchased from individual suppliers.
** Percentages are estimated annually by the California Energy Commission
based on the electricity sold to California consumers during the previous year.
For specific information about this electricity product, contact Company
Name. For general information about the California Energy Commission at 1-
800-555-7794 or www.energy.ca.gov/consumer.

Seit 1998 haben die Energieversorger in Kalifornien die Ver-

pflichtung, ihre Kunden über die Herkunft ihres Stromes zu

informieren.
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Bartenstein dafür, nur als Wirtschaftsminister ist Bartenstein dage-

gen, weil das Wirtschaftsministerium Ökostrom nicht über die

Durchleitungstarife fördern will. So zahlen also Konsumenten von

sauberem Strom weiterhin einen erheblichen Mehrpreis gegenüber

den Konsumenten von Atom- und Kohlestrom.

Ein nicht gerade als Vorreiter in Sachen Ökologie bekanntes Land

hat dies richtungsweisend als erstes umgesetzt: Die grundsätzliche

Mautbefreiung für Ökostrom. Im Juli 2000 hat Belgien sein neues

Elektrizitätsgesetz beschlossen. 

Paragraph 15 regelt schlicht und einfach: 

„Der Netzbetreiber führt alle Aufgaben, die für die Durchleitung von

grünem Strom notwendig sind, mit Ausnahme von dem Anschluss ans

Stromnetz, kostenlos aus.“

Was fordert Greenpeace?
• EU-weite Kennzeichnung: Der Strommix, der von Energie-

versorgern und Stromhändlern aus EU-Ländern nach Österreich

exportiert wird, ist sehr schwer zu kontrollieren, da diese bis dato

nicht zur Offenlegung ihrer Verträge und Kraftwerksdaten gezwun-

gen werden können. Nur durch eine EU-weite Kennzeichnungs-

pflicht kann die genaue Zusammensetzung festgestellt werden. Im

Es ist klar, dass auch Ökostrom-Angebote kontrolliert werden müssen. Aktueller Fall: Greenpeace

konnte bereits zwei Fälle von Etikettenschwindel aufspüren: Stromhändler bieten Strom aus

Abfallverbrennungen der Papierindustrie als „Ökoenergie“ an und liefern der Papierfabrik, die

sich zuvor selbst versorgt hat, im Tausch „billigeren“ Strom vom europäischen Strommarkt.

Kunden dieser Lieferanten erhalten in Wahrheit Atomstrom aus dem „Abtauschvertrag“ und kei-

nen Ökostrom. Greenpeace wird in dieser Sache weiter wachsam bleiben.

Damit der Konsument sicher sein kann, was er erhält, arbeiten wir daran, ein unabhängiges

Gütesiegel zu etablieren. Dieses muss eindeutig festlegen, dass Ökostrom nur aus Bio-, Wind- und

Sonnenenergie, sowie aus Geothermie und Kleinwasserkraft besteht. Große Wasserkraftwerke

oder Müllverbrennungsanlagen produzieren keinen Ökostrom. Die in Zusammenarbeit mit

Greenpeace entwickelten Kriterien für Ökostrom sind derzeit Grundlage für die Kontrolle der

Stromlieferungen der oekostrom AG.

Unabhängig vom Gütesiegel für Ökostrom ist jede Stromlieferung bezüglich ihres

Erzeugungsmixes zu kennzeichnen.

Gütesiegel für Ökostro m



Was hat Greenpeace

erreicht?

Was können Sie tun?
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Rahmen der EU-Direktive zur Förderung von erneuerbaren

Energien am Strombinnenmarkt muß diese Stromkennzeichnung

für alle Stromquellen festgeschrieben werden.

• Die Formulierung „Stand der Technik“ (siehe oben) im neuen

ElWOG ist zu vage. Auch schmutzige fossile Kraftwerke (wie z.B.

nicht entschwefelte Braunkohlekraftwerke in Polen) müssen bei

der Erstellung der „Länderliste“ einbezogen werden. Die

Elektrizitäts Controll GmbH, die mit der Erstellung dieser Liste

beauftragt ist, soll diese alsbald erstellen und veröffentlichen!

• Ökostrom zu gleichen Preisen: Es darf keine finanzielle Mehr-

belastung von Ökostrombeziehern geben. Wenn der Stromkunde

Atomstrom ablehnt und zu 100 Prozent Ökostrom beziehen will,

darf er für diese Wahl nicht finanziell bestraft werden. Der Verkauf

von Ökostrom „ab Hof“, d.h. von unabhängigen Erezugern z.B. von

einer Windkraftanlage muss von den Durchleitungstarifen und von

der Energieabgabe befreit werden. Derzeit gibt es in Österreich keine

gültige Verordnung zur Berechnung der Durchleitungstarife. Diese

Situation eröffnet neue Möglichkeiten für Ökostrom. Ökostrom soll-

te kein Luxus sein, sondern für jeden Verbraucher erschwinglich. 

• Ökostrom für österreichische Ministerien: Wenn der Mehrpreis nach

Ansicht der Bundesregierung ohnedies kein Problem für den Kauf

von Ökostrom darstellt sollte auch die österreichischen Ministerien

im Rahmen einer aktuellen Ausschreibung für alle Bundesgebäude2 3

mit gutem Beispiel vorangehen und Ökostrom beziehen. In den

Niederlanden beziehen dagegen die meisten Ministerien (Innen-,

Außen-, Verteidigungs-, Justiz-, Landwirtschafts-, Wirtschafts- und

Umweltministerium sowie das Parlament) schon jetzt Ökostrom.24 

Bezug von Ökostrom
Greenpeace Österreich geht den sichersten Weg zur Vermeidung von

Atomstrom. Schon vor im April 1999 kündigte das Greenpeace Büro

den Vertrag mit der Wienstrom und bezog seither seinen Strom von

einer Windkraftanlage in NÖ. Seit September 2000 wird die

Versorgung des Greenpeace Büros durch die oekostrom AG abge-

wickelt. Damit vermeiden wir die ansonsten garantierte Zwangs-

belieferung mit Atomstrom aus Tschechien, Russland und der Ukraine.

Kündigen Sie Ihrem Energieversorgungsunternehmen, und schließen

Sie einen Vertrag mit einem reinen Ökostrom-Lieferanten ab. Nur so

können Sie sicher gehen, dass Sie nicht unfreiwillig Atomstrom nutzen. 



So erhalten Sie Ökostrom

Noch ist es für die meisten Verbraucher eine ungewohnte Vorstellung,

den Stromversorger zu wechseln. Doch dieser Schritt in eine zukunft-

sorientierte Stromversorgung ist sehr unkompliziert: Auch der Öko-

strom-Lieferant nutzt natürlich die öffentlichen Stromnetze, über die

der Strom bisher geliefert wird. Technisch ändert sich für den

Konsumenten nichts. Die Versorgung bleibt so sicher wie gewohnt

und Sie behalten denselben Stromzähler. Denn der gehört zum

Netzbetreiber, der den Zähler auch wie bisher ablesen wird. Für die

Nutzung des Stromnetzes und die Messung zahlt der Ökostrom-

Lieferant dem Netzbetreiber eine Gebühr.

Die Formalitäten der Netznutzung und das Management der Durch-

leitung sollten Sie einem professionellen Ökostrom-Lieferanten über-

lassen. Auch Greenpeace hat die Belieferung seines Büros bis

September selbst organisiert und diese Aufgabe dann an die oeko-

strom AG übertragen. Das Unternehmen fungiert als Vertriebsschiene

für unabhängige Betreiber von Wind-, Biomasse und Solaranlagen und

ist derzeit der einzige Ökostrom-Versorger, dessen Stromlieferungen

nach den Kriterien von Greenpeace Österreich überprüft werden. 

Ein Ökostrom-Vertrag benötigt nur eine Kopie Ihrer letzten Jahresab-

rechnung und Ihre Unterschrift. Der neue Lieferant regelt die Durch-

leitung und kündigt Ihrem alten Stromlieferanten. Nach der

Endabrechnung durch den bisherigen Versorger haben Sie in Sachen

Stromversorgung nur mehr mit dem Ökostrom-Lieferanten zu tun. 

Weitere Informationen und Beratung dazu gibt es im Greenpeace-

Büro und auf unserer Homepage (www.greenpeace.at).

Unterstützen Sie die Arbeit von Greenpeace 

Greenpeace setzt sich weltweit für den Ausstieg aus atomaren und

fossilen Energiequellen und für erneuerbare Energien und Energie-

effizienz ein. Sie können diese Arbeit als Förderer unterstützen. 

Nähere Informationen erhalten Sie bei

Greenpeace – Österreich

Siebenbrunnengasse 44

1050 Wien

Tel.: 01/5454580

Fax: 01/5454588

e-mail: office@at.greenpeace.org
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11. Während eine internationale Expertenkommission letztes Frühjahr mit 1100 CZK/MWh kalkulierte.

1 2 . Vgl. §3 ElWOG: Ziele: „1. der österreichischen Bevölkerung und Wirtschaft kostengünstige Elektrizität...

zur Verfügung zu stellen. 3. Den hohen Anteil erneuerbarer Energien ... weiter zu erhöhen. 4. ... einen

Ausgleich zu schaffen, ...und die sich auf ... den Umweltschutz beziehen.“

1 3 . Die Bestimmungen über die Förderung von Ökostrom mittels Einspeisetarifen, Zertifikaten und

Investförderung werden hier ausgeklammert, weil sie kurzfristig nicht unmittelbar etwas mit Atom-

stromimporten bzw. der Möglichkeit atomstromfrei Strom zu beziehen zu tun haben, was den

Schwerpunkt dieser Untersuchung ausmacht. Die Forderung nach österreichweit einheitlichen

Einspeisetarifen für Ökostrom in der Höhe von 1,35 ÖS/kWh bleibt natürlich weiterhin aufrecht, weil

Österreich den Anteil erneuerbarer Energien im Stromsektor u.a. aus Klimaschutzgründen massiv

erhöhen muß.

14. Drittstaaten sind Staaten außerhalb des EWR, des europäischen Wirtschaftsraumes

15. Diese Möglichkeit, dass auch für Privat- und Haushaltskunden ihren Versorger wechseln können,

wenn sie Ökostrom anbieten, machen sich auch einige Landes-EVU zu eigen, um vor der

Totalliberalisierung bereits Kunden aus „fremden“ Netzen abzuwerben. So z.B. die Energie AG und

die ENBW. Zur Qualität dieses Ökostroms s. Kapitel Ökostrom.

16. Die Durchleitungstarife bewegen sich zwischen 0,33 Schilling und 1, 28 Schilling/kWh auf der Ebene 7

für Haushaltskunden.

17. Die Energieabgabe wurde im Rahmen der Steuerreform 2000 von 10 auf 20 Groschen erhöht.

18. Die Echtzeitmessung auch beim Haushaltskunden vorzuschreiben sowie die Bekanntgabe der

Verbrauchsfahrpläne einzufordern, stellte neben anderen unverständlichen Fragen an den kündi-

gungswilligen Kunden den Versuch dar, den gesetzlich erlaubten Umstieg de facto zu verhindern.

19. So versuchten z.B. die BEWAG und die EVN „aus technischen Gründen“ die Durchleitung von Öko-

strom zu verweigern. Die Messung der Stromtransporte sei zu aufwändig.

2 0 . „Die Herkunft der Energie aus Wasserkraft sei plausibel erschienen und der Import habe daher nicht

untersagt werden können“, sagte Wirtschaftsminister Bartenstein zu Vorwürfen von Greenpeace,

Importe von Atomstrom des tschechischen Energieversorgers CEZ durch die Wienstrom genehmigt zu

haben. Wienstrom-Sprecher Neubauer dementierte übrigens, je in geschäftlicher Verbindung mit der CEZ

gestanden zu haben und je einen Strombezugsvertrag mit der CEZ zur Genehmigung beim

Wirtschaftsministerium eingereicht zu haben.

21. Im Gespräch mit Greenpeace

22. Am 14. Oktober Oktober hat Minister Bartenstein angekündigt, daß gegen Tschechien auf Basis von

§ 13 ein Stromimportverbot verhängt wird. Bis dato ist die dafür notwendige Vorziehung des § 13

des ElWOG neu noch nicht erfolgt. Bis jetzt und ohne Sonderregelung gilt noch das ElWOG alt, nach

dem dieses Importverbot noch nicht verhängt werden kann.

23. Es handelt sich dabei um ca. 500 GWh oder ca. 1 Prozent des österreichischen Stromabsatzes.

2 4 . mündliche Mitteilung von Marjolein van Leeuwen, Sprecherin des Stromlieferanten ENECO, sowie auf

der Homepage: www.eneco.nl („Eneco levert stroom aan ministerie van Buitenlandse Zaken“,

Presseaussendung 20/7/2000) und www.greenprices.com/nl/usertop.asp.
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